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(Fr. 9513.) Geſetz zur Ergänzung der Geſetze, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geift- 
lichen, vom 15. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 216) und, betreffend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Landeskirche in den neun älteren Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 
(Geſetz⸗Samml. S. 139). Vom 30. März 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen mit e der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie für 
den Geltungsbereich des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 125), was folgt: 


32 
Artikel 1 und 4 des Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten 
Geiſtlichen, vom 15. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 216) finden auch auf die 
durch das anliegende Kirchengeſetz vom 16. März 1892, betreffend einige Ab⸗ 


NY änderungen des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 über das Ruhegehalt der 
Geiſtlichen, abgeänderten Beſtimmungen und darin enthaltenen Ergänzungen des 


Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 Anwendung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1891. 


m. 


$. 2. 

Artikel 4, 5, 6 und 7 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Wittwen 
und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun älteren 
Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 (Geſetz-Samml. S. 139) finden 
auch auf die durch das anliegende Kirchengeſetz vom 30. März 1892 wegen Ab⸗ 
änderung einiger Beſtimmungen des Kirchengeſetzes, betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen, vom 15. Juli 1889 getroffenen 
Abänderungen und darin enthaltenen Ergänzungen des Kirchengeſetzes vom 
15. Juli 1889 ſinngemäße Anwendung. 


$. 3. 

Für das Ausſcheiden aus dem Verſicherungsverhältniß, in welchem die 
Geiſtlichen zur Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt geſtanden haben, oder in 
welches ſie auf Grund des Artikels 3 Abſatz 2 des Geſetzes vom 15. Juli 1889 
zum Pfarrwittwen⸗ und Waiſenfonds der evangeliſchen Landeskirche getreten, ſind 
fortan die Beſtimmungen der Artikel III, IV und V des Kirchengeſetzes vom 
30. März 1892 (Anlage 2) maßgebend. N 


$. 4. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche Ver⸗ 
ordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. März 1892. 


. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


TE 
Anlage 1. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 


einige Abaͤnderungen des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 
uͤber das Ruhegehalt der Geiſtlichen. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und, nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von Staats⸗ 
wegen nichts zu erinnern iſt, in Abänderung und Ergänzung des Kirchengeſetzes 
vom 26. Januar 1880 über das Ruhegehalt der Geiſtlichen (Kirchliches Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt S. 37), was folgt: 


Artikel J. 
$. 2 erhält folgende Faſſung: 

Durch Beſchluß des Evangeliſchen Oberkirchenraths kann auch 
außer dem Falle des §. 11 Abſatz 2 des Kirchengeſetzes, betreffend die 
Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 16. Juli 1886 (Kirchliches 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 81) ſolchen Geiſtlichen der im F. 1 des 
gegenwärtigen Geſetzes bezeichneten Art, welche ſich ihrer aus diszipli⸗ 

nariſchen Gründen erforderlichen Amtsenthebung zur Vermeidung eines 

förmlichen Disziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie 
noch dienſtfähig ſind, ein mäßiges Ruhegehalt auf Zeit oder Lebens⸗ 
dauer bewilligt werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtand⸗ 
nahme von einem förmlichen Disziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe 
angezeigt erſcheinen laſſen. 

$. 4 erhält folgende Faſſung: 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand 
vor vollendetem ſechszehnten Dienſtjahre eintritt, dreißig Achtzigſtel und 
ſteigt von da ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre um ein 
Achtzigſtel bis zum Höchſtbetrage von ſechszig Achtzigſteln des nach §. 15 
anrechnungsfähigen Dienſteinkommens. 
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Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1800 und nicht 
über 5 000 Mark betragen. 

In den Fällen des $. 2 und des daſelbſt angezogenen $. 11 
Abſatz 2 des Kirchengeſetzes vom 16. Juli 1886, betreffend die Dienft- 
vergehen der Kirchenbeamten (Kirchliches Geſetz- und Verordnungsblatt 
S. 81) darf die Bewilligung die Hälfte der Theilſätze des Abſatzes 1 
und den Betrag von 2 000 Mark nicht überſteigen. 

Ueberſchießende Theile einer Mark werden zu einer vollen Mark 
abgerundet. 


$. 5 erhält folgende Faſſung: 

Die A der Dienſtzeit eines Geiſtlichen erfolgt nach den 
Beſtimmungen des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſtalter der Geift- 
lichen, vom 17. April 1886. 

$. 6 erhält folgende Faſſung: 

Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Vierteljahr am 
Beginne dieſes Zeitraumes bei der Kaſſe des Provinzialkonſiſtoriums 
oder auf Verlangen des Berechtigten auf deſſen Gefahr und Koſten 
durch die Poſt, gegen Vorlegung gehörig beſcheinigter Quittung. 

§. 8 Abſatz ! erhält folgende Faſſung: 

Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Wittwe 
oder eheliche Nachkommen, ſo wird daſſelbe, falls der Geiſtliche im 
zweiten Monat des Kalendervierteljahres verſtorben iſt, noch für einen 
auf das Vierteljahr folgenden Kalendermonat, falls der Geiſtliche im 
dritten Monat des Kalendervierteljahres verſtorben iſt, noch für zwei 
auf das Vierteljahr folgende Monate gezahlt. 

§. 15. Einleitung ſowie Ziffer 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

Der Betrag des Dienſteinkommens wird von der Kirchenbehörde 
unter Beobachtung folgender Grundſätze feſtgeſetzt (§. 18): 

1) Für die Zwecke der §§. 4, 12 und 13 treten dem Pfründen⸗ 
einkommen hinzu die ſtaatlichen Dienſtalterszulagen, ſowie die 
ſonſtigen auf Amtsdauer bewilligten perſönlichen Zulagen, welche 
von der kirchlichen Behörde nach den Bedürfniſſen der Stelle als 
Dienſteinkünfte anerkannt worden ſind. 

2) Der Berechnung des Ruhegehalts iſt das Dienſteinkommen zu 
Grunde zu legen, welches der Geiſtliche ein volles Jahr vor der 
rei bezogen und durch Pfarrbeiträge verſteuert hat. 
Tritt der Geiſtliche in den Ruheſtand, bevor er ein Jahr lang 
auf der Stelle geſtanden oder der neuen Ruhegehaltsordnung 
angehört hat, ſo 1 das Dienſteinkommen nach den ſonſtigen 
Grundſätzen dieſes Paragraphen beſonders feſtzuſetzen. 
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§. 19 Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: 

Hat ein Geiſtlicher, welcher für ſeine Perſon der neuen Penſions⸗ 
ordnung angehört, die Verbindlichkeit, einen Theil des Pfarreinkommens 
an einen Emeritus abzugeben, ſo kann die Kirchenbehörde auf ſeinen 
Antrag dieſe Leiſtung bis zum Ableben des Emeritus auf den Penſions⸗ 
fonds übernehmen, wenn der Geiſtliche und die Vertreter der Stelle 
Namens der letzteren ſich verpflichten, den vollen Betrag jenes Emeriten⸗ 
antheils acht Jahre lang vom Zeitpunkte jener Uebernahme ab zum 
Penſionsfonds abzuführen. 

Im Uebrigen bewendet es bei den Beſtimmungen des $. 2 des 
Kirchengeſetzes vom 3. März 1886, betreffend den nachträglichen Anſchluß 
an die Penſionsordnung des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 
(Kirchliches Geſetz⸗ und Verordnungsblatt S. 23). 


Artikel II. 

Für den Fall der Einführung des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 
in den Provinzen Weſtfalen und Rheinprovinz treten folgende Uebergangs⸗ 
beſtimmungen in Kraft: 

Den zur Zeit dieſer Einführung vorhandenen emeritirten Geiſtlichen ver⸗ 
bleiben ihre bisherigen Bezüge und Verpflichtungen. 

Auch die Rechte und Pflichten der zur Zeit der Einführung im Amte 
ſtehenden Geiſtlichen bleiben unverändert für den Fall, daß ihre Emeritirung in 
der gegenwärtigen Stelle erfolgt. Die Beſtimmungen des Kirchengeſetzes vom 
26. Januar 1880 kommen jedoch zur Anwendung, wenn die betreffenden Geiſt⸗ 
lichen innerhalb einer Friſt von zwei Jahren nach Einführung dieſes Geſetzes 
einen hierauf gerichteten Antrag ſtellen und ſich dabei verpflichten, den Pfarr⸗ 
beitrag nach Maßgabe der früher von ihnen bezogenen Einkünfte vom vollendeten 
zehnten Dienſtjahre ab unter Abzug der ſeitdem zum provinziellen Emeritenfonds 
geleiſteten Beiträge ohne Zinſen nachzuzahlen. 

Die Nachzahlungen regeln ſich nach den Beſtimmungen des F. 13 Abſatz 2. 
Jedoch ſoll in dieſem Falle neben dem laufenden Beitrage nur noch ein gleich 
hoher Betrag jährlich entrichtet werden. 

Die Geiſtlichen, welche einen ſolchen Antrag ſtellen, haben dabei zugleich 
zu erklären, daß ſie auf die aus dem älteren Recht hervorgehenden Anſprüche 
hinſichtlich eines Ruhegehalts aus dem Stelleneinkommen und eines Emeriten⸗ 
zuſchuſſes Verzicht leiſten. 

Artikel III. 

Falls die Lage des Penſionsfonds es geſtattet, wird durch kirchliche, vom 
Landesherrn zu erlaſſende Verordnung, welche in der dem $. 6 der Generalſynodal— 
ordnung entſprechenden Form zu verkünden iſt, den der neuen Penſionsordnung 
nicht beigetretenen Geiſtlichen der ſieben öſtlichen Provinzen eine neue Anſchluß— 
friſt von einem Jahre gewährt. 
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Artikel IV. 


Die vorftehenden Beſtimmungen finden, mit Ausnahme des $.4 Abſatz 3, 
Anwendung auf alle zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes vorhandenen 
Emeriten, deren Ruhegehalt nach der neuen Penſionsordnung feſtgeſetzt iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Schloß zu Berlin, den 16. März 1892. 


. S) Wilhelm. 
Barkhauſen. 


Anlage 2. 


Airchengeſetz, 


wegen 


Abaͤnderung einiger Beſtimmungen des Kirchengeſetzes, betreffend die 
Fuͤrſorge für die Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen, vom 15. Juli 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und, nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung Unſeres 
Staatsminiſteriums zur Erhebung der Beiträge gemäß Artikel I und III des 
Geſetzes, für die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen, in Abänderung 
und Ergänzung des Kirchengeſetzes vom 15. Juli 1889 (Kirchliches Geſetz- und 
Verordnungsblatt S. 37), was folgt: 


Artikel J. 
Die $$. 9, 16, 18, 21, 23, 24 des Kirchengeſetzes vom 15. Juli 1889 
werden aufgehoben. 


Artikel II. 

Die $$. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 10, 11, 20, 25 des Kirchengeſetzes vom 
15. Juli 1889 erhalten folgende Faſſung: 

§. 2. In Fällen, wo das kirchliche Intereſſe es wünſchenswerth erſcheinen 
läßt, iſt der Evangeliſche Oberkirchenrath ermächtigt, auf Grund beſonderer 
Vereinbarungen die Gewährung eines ſolchen Wittwen⸗ und Waiſengeldes auch 
für die Hinterbliebenen derjenigen Geiſtlichen zuzuſichern, welche entweder aus An⸗ 
laß ihres Dienſtes in der inneren oder äußeren Miffion nach $. 3 Abſatz 2 des 
Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 in die neue Penſionsordnung eingetreten, 
oder unter Beſtätigung ſeitens des Evangeliſchen Oberkirchenraths bei einer der 
evangeliſchen Landeskirche angeſchloſſenen deutſchen evangeliſchen Gemeinde außer⸗ 
halb Deutſchlands angeſtellt ſind. Die Erfüllung der von den Betheiligten über⸗ 
nommenen Verpflichtungen bis zum Ableben des betreffenden Geiſtlichen bildet die 
rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung des Wittwen⸗ und Waiſengeldes. 

Die Beſtimmung findet ebenfalls Anwendung auf die nach $. 1 des Kirchen⸗ 
geſetzes vom 26. Januar 1880 ruhegehaltsberechtigten Lehrer der theologiſchen 
Lehranſtalten der Landeskirche. 

$. 3. Das Wittwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen 
Geiſtlichen oder Emeriten 


bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre 600 Mark, 
vom 10. bis zum vollendeten 20. . 700 = 
ee 30. : 800 +» 
% he - 35. . 900 „ 
% 38. ee . 40. , 100 +» 
Ah Cie - 45. . 1100 
von mehr als 45 Dienſtjahre n 1200 


§. 4. Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Wittwengeldes berechtigt war, 200 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Wittwengeld nicht berechtigt war, 300 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Wittwengeldes nur des⸗ 
halb nicht berechtigt iſt, weil der Geiſtliche auf daſſelbe verzichtet hatte, 
erhalten das Waiſengeld der Ziffer 1. 

F. 5. Der Geſammtbetrag des den Waiſen eines Geiſtlichen oder Emeriten 
zu zahlenden Waiſengeldes darf im Falle des $. 4 Ziffer 1 1000 Mark, im Falle 
des §. 4 Ziffer 2 und, wenn beide Fälle zuſammentreffen, 1500 Mark nicht über⸗ 

eigen. 
e Bei Anwendung dieſer Beſchränkung wird das Waiſengeld verhältnißmäßig 
gekürzt. 
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§. 6 Bei dem Ausſcheiden eines Waiſengeldberechtigten erhöht ſich das 
Waiſengeld der verbleibenden Berechtigten von dem nächſtfolgenden Kalender⸗ 
viertelſahr an inſoweit, als fie ſich noch nicht im vollen Genuß der ihnen nach 
§. 4 gebührenden Beträge befinden. 

§. 7. War die Wittwe mehr als fünfzehn Jahre jünger als der Ver⸗ 
ſtorbene, ſo wird das nach Maßgabe des F. 3 berechnete Wittwengeld für jedes 
angefangene Jahr des Altersunterſchiedes über fünfzehn bis einſchließlich fünfund⸗ 
zwanzig Jahre um ein Vierzigſtel gekürzt. 

§. 8. Keinen Anſpruch auf Wittwengeld hat die Wittwe, wenn die Ehe 
mit dem verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben 
geſchloſſen war und die kirchliche Aufſichtsbehörde durch einen nach Anhörung 
des Vorſtandes der Kreisſynode zu faſſenden Beſchluß die Ueberzeugung ausſpricht, 
daß die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Wittwe den Bezug des 
Wittwengeldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Wittwen⸗ und Waiſengeld haben die Wittwen und 
die hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen 
Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 

$. 10. Das Wittwen⸗ und Waiſengeld wird von dem Pfarrwittwen⸗ 
und Waiſenfonds der evangeliſchen Landeskirche gezahlt. 

Die Zahlung beginnt mit dem Ablauf der den Hinterbliebenen von 
Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt für jedes Kalender⸗ 
vierteljahr bei Beginn deſſelben bei der Kaſſe des Provinzialkonſiſtoriums oder 
nach Verlangen der Berechtigten auf deren Gefahr und Koſten durch die Poſt 
gegen Vorlegung gehörig beſcheinigter Quittungen. An wen die Zahlung gültig 
zu leiſten iſt, beſtimmt der Evangeliſche Oberkirchenrath (vergl. §. 25 Abſatz 3). 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Theilbetrages von Wittwen⸗ 
und Waiſengeld erliſcht, wenn derſelbe während vier Jahren von Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem der gu | fällig geworden iſt, nicht abgehoben 
iſt, zu Gunſten des Pfarrwittwen⸗ und Waiſenfonds. 

§. 11. Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und Waiſengeldes erliſcht: 

I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahres, 

1. in welchem er ſich verheirathet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels nach 
Anhörung des durch das letzte Amt des verſtorbenen Geiſtlichen 
bezeichneten Kreisſynodalvorſtandes und Konſiſtoriums durch Be— 
ſchluß des Evangeliſchen Oberkirchenraths entzogen wird; bei 
nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene Anſpruch auf Antra 
des Kreisſynodalvorſtandes nach Anhörung des Konſiſtoriums ha 
den Evangelischen Oberkirchenrath wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 

achtzehnte Lebensjahr vollendet. 
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F. 20. Reicht auch die nach $. 19 erhobene Umlage zur Erfüllung aller 
Verpflichtungen des Pfarrwittwen⸗ und Waiſenfonds nicht aus, fo f der 
Evangeliſche Oberkirchenrath unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes er⸗ 
mächtigt, eine zeitweilige Erhöhung der Pfarrbeiträge des $. 15 bis zu einem 
weiteren Prozent des Einkommens und des Ruhegehalts eintreten zu laſſen. 

Unter derſelben Vorausſetzung iſt der Evangeliſche Oberkirchenrath unter 
Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes ermächtigt, für einen Zeitraum von 
höchſtens ſechs Jahren das Wittwengeld derjenigen Wittwen bis zur Hälfte zu 
ermäßigen, welchen mit Rückſicht auf das geiſtliche Amt des verſtorbenen Geiſt⸗ 
lichen oder Emeriten dauernde Bezüge aus anderen als privatrechtlichen Titeln 
zuſtehen. Als ſolche kommen namentlich in Betracht örtliche Pfarrwitthümer, 
Diözeſan⸗ und andere Verbands⸗Pfarrwittwenkaſſen, ſowie provinzialrechtliche 
Einrichtungen, nach welchen den Hinterbliebenen von Geiſtlichen nach Ablauf der 
Gnadenzeit dauernde Bezüge von der Kirchengemeinde oder aus ſonſtigen kirch⸗ 
lichen Mitteln, z. B. der Pfarppfründe, zuſtehen. 

Die Ermäßigung erfolgt durch Anrechnung der aus den örtlichen Fonds 
fließenden Bezüge auf das Wittwengeld. Die Anrechnung iſt ausgeſchloſſen, 
ſoweit die Bezüge einer Wittwe aus örtlichen Fonds 200 Mark oder weniger 
betragen. Im Uebrigen iſt die Anrechnung nur bis zur Hälfte der örtlichen 
Bezüge — unter Freilaſſung des Mindeſtbetrages von 200 Mark — zuläſſig. 
Auch hat die Anrechnung bei ſämmtlichen Fonds ſtets zu demſelben Prozentſatz 
zu erfolgen. 

§. 25. Hinſichtlich der Verwaltung und Vertretung des Pfarrwittwen⸗ 
und Waiſenfonds der evangeliſchen Landeskirche, ſowie hinſichtlich der Grundſätze, 
nach welchen das Dienſteinkommen und das Dienſtalter der Geiſtlichen berechnet 
oder ſonſt die Verpflichtungen des Pfarrwittwen⸗ und Waiſenfonds gegenüber 
den Wittwen und Waiſen bemeſſen und die Verbindlichkeiten der Geiſtlichen, 
kirchlichen Kaſſen und Kirchengemeinden gegenüber dem Pfarrwittwen⸗ und 
Waiſenfonds feſtgeſtellt oder zur Erfüllung gebracht werden, ſind, ſoweit nicht 
dieſes Geſetz ein Anderes beſtimmt, im Allgemeinen die Beſtimmungen maßgebend, 
welche in den entſprechenden Beziehungen für den Penſionsfonds der Landes⸗ 
kirche gelten. 

Der Evangeliſche Oberkirchenrath kann einzelne ihm nach dieſem Geſetz 
zuſtehende Beſugniſſe, unter Vorbehalt der Entſcheidung über vorkommende Be⸗ 
ſchwerden, auf die Provinzialkonſiſtorien übertragen. 

In Betreff der Einziehung der bisher der Allgemeinen Wittwenverpflegungs⸗ 
anſtalt zuſtehenden Wittwenkaſſenbeiträge zum Pfarrwittwen⸗ und Waiſenfonds 
finden die Beſtimmungen Anwendung, welche für die Einziehung der Pfarr- 
beiträge (§. 15) maßgebend ſind. 

Artikel II. 

A. 1. Die Berechnung der nach $. 17 ſtattfindenden Nachzahlungen erfolgt 
nach folgenden Grundſätzen: 
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a) für die Dauer des gegenwärtig , Dienſteinkommens iſt ein 
Pfarrbeitrag von drei Prozent deſſelben nachzuzahlen 
b) für ein früher bezogenes Dienſteinkommen iſt nachzuzahlen 
für die Zeit bis zum vollendeten fünfzehnten Dienſtjahre der 
Jahresbetrag vonn 0 nenne 75 Mark, 
für die Zeit vom fünfzehnten bis zum vollendeten 
dreißigſten Dienſtjahre der Jahresbetrag von 110 
für die Zeit vom dreißigſten bis zum vollendeten 


vierzigſten Dienſtjahre der Jahresbetrag von 125 
für die Zeit von über vierzig Dienſtjahren der Jahres⸗ 
betrag vans l 140 


Wenn ein Geiſtlicher oder Emeritus für die Dienſtzeit nach vollendetem 
dreißigſten Dienſtjahre den Nachweis führt, daß er von feinem früheren Dienftein- 
kommen bei der Berechnung eines Pfarrbeitrages von 3 Prozent einen nach dem 
Ermeſſen der Kirchenbehörde erheblich geringeren Jahresbeitrag nachzuzahlen haben 
würde, ſo iſt die Kirchenbehörde ermächtigt, die Nachzahlung dieſes geringeren 
Beitrages zuzulaſſen. 

2. Soweit die Nachzahlung beim Ableben des Geiſtlichen oder Emeriten 
für die geſammte Dienſtzeit noch nicht erfolgt iſt und auch von der Wittwe 
beziehungsweiſe den Waiſen nicht binnen ſechs Monaten nach dem Ableben 
bewirkt wird, hat die Deckung des Fehlbetrages durch Kürzung des Wittwen⸗ 
geldes und, wenn eine Wittwe nicht vorhanden iſt, durch Kürzung des Waiſen⸗ 
geldes zu erfolgen. Dieſe Kürzung darf bei einem Wittwengelde bis zu 700 Mark 
einſchließlich den Betrag von 100 Mark jährlich, bei einem höheren Wittwen⸗ 
gelde den Betrag von 200 Mark jährlich, — bei dem Waiſengeld den Betrag 
von 50 Mark jährlich, für jedes Kind berechnet, im Falle des F. 5 den Betrag 
von 250 Mark jährlich nicht überſchreiten. 

3. Im Uebrigen entſcheidet über die Art der Berechnung der Nach⸗ 
zahlungen und der Anrechnung der Wittwenkaſſenbeiträge die ſeitens des Evan⸗ 

eliſchen Oberkirchenraths unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes zur 
Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſende Inſtruktion. 
B. 1. Diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche Mitglieder der Allge⸗ 
meinen Wittwenverpflegungsanſtalt ſind und die in $. 23 vorgeſehene Verzichts ⸗ 
erklärung abgegeben haben, find berechtigt, binnen ſechs Monaten nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes die Verzichtserklärung zurückzunehmen. Die Zurücknahme 
des Verzichts hat das Ausſcheiden aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungs⸗ 
anſtalt von Rechtswegen zur Folge. N 

Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche Mitglieder der Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanſtalt ſind und die in $. 23 vorgeſehene Verzichtserklärung 
nicht abgegeben haben, ſind berechtigt, binnen ſechs Monaten nach Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes ihren Austritt aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungs⸗ 
anſtalt zu erklären. 
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Diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche die in $. 23 vorgeſehene Ver⸗ 
zichtserklärung nicht abgegeben haben, aber aus der früheren Zugehörigkeit zur 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt ausgeſchieden find? und die in F. 17 
vorgeſehene Verpflichtung zur Nachzahlung übernommen haben, ſind berechtigt, 
die anderweite Berechnung ihrer Nachzahlungen und die Anrechnung ihrer an die 
Allgemeine Wittwenverpflegungsanſtalt gezahlten Beiträge nach Maßgabe der in 
dieſem Artikel aufgeſtellten Grundſätze binnen ſechs Monaten zu beantragen. 

Diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche die in $. 23 vorgeſehene Ver⸗ 
zichtserklärung nicht abgegeben, auch die in §. 17 vorgeſehene Nachzahlungs⸗ 
pflicht nicht übernommen haben, ſind berechtigt, binnen ſechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes gegen Uebernahme der Verpflichtung zur Nachzahlung 
ihrer Beiträge die Anrechnung der an die Allgemeine Wittwenverpflegungs⸗ 
anſtalt gezahlten Beiträge gemäß dieſem Artikel zu beantragen. 

2. Diejenigen Geistlichen und Emeriten, welche bei dem Ausſcheiden aus 
der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt (B 1 Abſatz 1 und 2) bereits ein 
für die Berechnung des Wittwengeldes anrechnungsfähiges Dienſtalter haben, 
ſind verpflichtet, den Pfarrbeitrag des F. 15 für die betreffenden Dienſtjahre 
gemäß den Beſtimmungen des Abſchnitts A nachzuzahlen. N 

3. In den Fällen der Ziffer 1 werden auf die nachzuzahlenden Beträge 
zu Gunſten der aus dem Verſicherungsverhältniß zur Allgemeinen Wittwenver⸗ 
pflegungsanſtalt ausgeſchiedenen Geiſtlichen diejenigen Beiträge nach dem Nenn 
werthe angerechnet, welche ſie an dieſe Anſtalt zur Verſicherung einer am 
1. Oktober 1889 lebenden Ehegattin gezahlt haben. 

4. Wenn diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche 165 

a) Mitglieder der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt ſind und die in 

. vorgeſehene Verzichtserklärung nicht abgegeben haben (Ziffer 1 

atz 2), 
p) beim Ausſcheiden aus der Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt die 
in F. 17 vorgeſehene Nachzahlungspflicht nicht übernommen haben 
(Ziffer 1 Abſatz 4), N 

innerhalb der Friſt von ſechs Monaten von dem ihnen an den angezogenen 
Stellen gewährten Rechte nicht Gebrauch machen, ſo wird das für die Berech⸗ 
nung des Wittwengeldes maßgebende Dienſtalter nur nach den von ihnen ger 
leiſteten Jahresbeiträgen berechnet. — | 


Artikel IV. 

Im Falle der Einführung des Kirchengeſetzes vom 15. Juli 1889 und 
dieſes Geſetzes in den Provinzen Weſtfalen und Rheinprovinz treten folgende 
Beſtimmungen in Kraft: 

Diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche Mitglieder der Allgemeinen 
Wittwenverpflegungsanſtalt ſind oder bis zum 1. April 1892 in dieſelbe ein» 
8 ſind, werden, wenn ſie binnen ſechs Monaten nach Inkrafttreten dieſes 

eſetzes für ihre künftigen Wittwen auf das in Artikel II F. 3 feſtgeſetzte Wittwen⸗ 
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eld verzichten, von Entrichtung des Pfarrbeitrages (S. 15) auf Höhe von 
, Prozent des Einkommens oder Ruhegehalts befreit. Die Verpflichtung zur 
Leiſtung des weiteren / Prozents bleibt auch für fie beſtehen, wie auch anderer 
ſeits der Anſpruch ihrer etwaigen Hinterbliebenen auf Waiſengeld durch jenen 
Verzicht 13 berührt wird. 

Die Nichterklärung des Verzichts hat das Ausſcheiden aus der Allgemeinen 
Wie eee von Rechtswegen zur Folge. 

Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des Artikels III Anwendung. 


Artikel V. 

Sämmtliche nach Maßgabe dieſes Geſetzes binnen ſechs Monaten abzu⸗ 
gebenden Erklärungen müſſen ſpäteſtens am letzten Tage des ſechsten Monats 
bei dem zuſtändigen Konſiſtorium eingegangen ſein. 

Die Zurücknahme des Verzichts und die Erklärung des Austritts aus der 
Allgemeinen Wittwenverpflegungsanſtalt, ſowie das Ausſcheiden aus der letzt⸗ 
enannten Anſtalt im Falle des Artikels IV werden wirkſam mit dem auf die 

bgabe der Erklärung, im Falle des Artikels IV mit dem nach Ablauf der ſechs⸗ 
monatlichen Erklärungsfriſt folgenden Rezeptionstermine der Allgemeinen Wittwen⸗ 


verpflegungsanſtalt. 
x Artikel VI. 


Die Vorſchrift des Artikels II $. 3 findet Anwendung auf alle Wittwen 
der ſeit dem 1. Oktober 1889 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes verſtorbenen 
Geiſtlichen und Emeriten, welche ihre Verſorgung nach dem Kirchengeſez vom 
15. Juli 1889 erhalten, ſofern fie nach gegenwärtigem Geſetze ein höberes 
Wittwengeld erhalten würden. 

Sind bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes die in Artikel III A vorgeſehenen 
Nachzahlungen nicht erfolgt, fo finden Artikel III A und B mit der Maßgabe 
Anwendung, daß ein Wittwengeld von mindeſtens 600 Mark zu gewähren iſt. 

Die Vorſchrift des Artikels II 99. 4 bis 6 findet Anwendung auf alle 
Waiſen von Geiſtlichen und Emeriten der öſtlichen Provinzen, welche ſeit dem 
1. Oktober 1889 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes verſtorben ſind, ſofern die 
Waiſen nach gegenwärtigem Geſetze ein höheres Waiſengeld erhalten würden. 

Artikel VII. 

Der Zeitpunkt, in welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
landesherrliche Verordnung beſtimmt, welche im Kirchlichen Geſetz- und Ber. 
ordnungsblatt zu verkünden iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben im Schloß zu Berlin, den 30. März 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 
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(Ar. 9514). Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes vom 30. März 1892 zur Er⸗ 
gänzung der Geſetze, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, 
vom 15. März 1880 und, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und 
Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun älteren 
Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889. Vom 30. März 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen in Gemäßheit des $. 4 des Geſetzes vom 30. März 1892 zur Er⸗ 
gänzung der Geſetze, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, vom 
15. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 216) und, betreffend die Fürſorge für die 
Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun 
älteren Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 (Geſetz-Samml. S. 139) 
auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für den Geltungsbereich des Kirchen⸗ 
verfaſſungsgeſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz⸗Samml. S. 125), was folgt: 


Einziger Artikel. 

Das Geſetz vom 30. März 1892 zur Ergänzung der Geſetze, betreffend 
das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, vom 15. März 1880 und, betreffend 
die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Landeskirche in den neun älteren Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 
tritt mit dem 1. April 1892 in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. März 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
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(Nr. 9515). Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt der 
emeritirten Geiſtlichen, vom 15. März 1880, ſowie über die Auflöſung der 
Emeriten-Unterftügungsfonds in der Provinz Weſtfalen und der Rhein⸗ 
provinz. Vom 30. März 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt. 


verordnen auf Grund der Artikel 3 und 7 des Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt 
der emeritirten Geiſtlichen, vom 15. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 216) auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für die Provinz Weſtfalen und die 
Rheinprovinz, was folgt: 


Artikel 1. 


Das Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, vom 
15. März 1880 (Geſetz-Samml. S. 216) tritt in den gedachten Provinzen mit 
dem 1. April d. J. in Kraft. 


Artikel 2. 


Der auf Grund des Reglements vom 5./8. Juli 1865 zur Unterſtützung 
der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Weſtfalen gebildete Fonds 
und der auf Grund des Reglements vom 1/6. März 1865 zur Unterſtützung 
der emeritirten evangeliſchen Geiftlichen der Rheinprovinz gebildete Fonds werden 
mit dem 1. April d. J. aufgelöſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. März 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 


Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9516). Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für 
die Wittwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in 
den neun älteren Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 in der 
Provinz Weſtfalen und der Rheinprovinz. Vom 30. März 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen gemäß Artikel 8 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Wittwen 
und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun älteren 
Provinzen der Monarchie, vom 15. Juli 1889 (Geſetz⸗Samml. S. 139) auf 
den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums für die Provinz Weſtfalen und die 
Rheinprovinz, was folgt: 

Einziger Artikel. 

Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der Geiſt⸗ 
lichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun älteren Provinzen der Monarchie, 
vom 15. Juli 1889 tritt in der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz 
mit dem 1. April d. J. in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben im Schloß zu Berlin, den 30. März 1892. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. 
v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorfhrift des Geſeßes vom 10. April 1872 (Oeſch⸗Samml. S. 357 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 7. September 1891 wegen Ausgabe 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Wandsbek zum Be⸗ 
trage von 5 000 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Schleswig Nr. 42 S. 365, ausgegeben den 10. Oktober 1891; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Dezember 1891, betreffend die Genehmigung 
der Verwendung eines Betrages von 300 000 Mark aus der von der 
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Stadt Danzig auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 13. Juli 
1882 aufgenommenen Anleihe zur Tilgung eines entſprechenden Theil⸗ 
betrages der von dieſer Stadt im Jahre 1875 bei dem Reichsinvaliden⸗ 
fonds aufgenommenen 4½ prozentigen Anleihe von 6000 000 Mark, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig, Jahrgang 1892 Nr. 10 
S. 55, ausgegeben den 5. März 1892; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Februar 1892, betreffend die Anwendung 
der dem Chauffeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die Chauſſee von Groß⸗ 
Wolfsdorf bis zum Bahnhofe Dönhofſtädt im Kreiſe Raſtenburg, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 9 S. 4 aus; 
gegeben den 3. März 1892, 


4) das Allerhöchſte Privilegium vom 8. Februar 1892 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Gemeinde Helgoland, Kreis 
Süderdithmarſchen, im Betrage von 600 000 Mark durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 12 S. 75, ausgegeben den 
12. März 1892; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Februar 1892, betreffend die Ausgabe 
des noch nicht begebenen Theils der von der Stadt M.⸗Gladbach auf 
Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 16. September 1888 aufzu⸗ 
nehmenden Anleihe im Betrage von 2000 000 Mark in zu 4 Prozent 
verzinslichen Anleiheſcheinen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Düſſeldorf Nr. 11 S. 197, ausgegeben den 19. März 1892; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Februar 1892, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Trebnitz für die von ihm zu bauende Chauſſee von Obernigk über 
Kapatſchütz bis zur Grenze des Kreiſes Militſch in der Richtun auf 
Prausnitz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 12 
S. 95, ausgegeben den 18. März 1892. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſtertums. 


Berlin, gedruckt in der Reichadruckerel. 


